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Enteignung der Monopolbourgeoisie schuf 
Grundlagen für Macht der Arbeiterklasse
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Im Bericht des Zentralkomitees der SED an den 
XI. Parteitag stellte Genosse Erich Honecker fest, 
daß die Arbeiterklasse im Bündnis mit den Bauern, 
der Intelligenz und allen Werktätigen eine Gesell­
schaft gestaltet hat, die sich sehen lassen kann.
Ein bedeutsamer Meilenstein auf diesem Weg war 
der Volksentscheid zur Entmachtung der Kriegs­
und Naziverbrecher vor nunmehr vierzig Jahren am 
30. Juni 1946 im damaligen Land Sachsen. An ihm 
beteiligten sich 93,71 Prozent aller Stimmberechtig­
ten. Davon beantworteten 77,62 Prozent die Frage 
„Stimmen Sie dem Gesetz über die Übergabe von 
Betrieben von Kriegs- und Naziverbrechern in das 
Eigentum des Volkes zu?" mit Ja.
Mit dem Ziel, die Wurzeln des Krieges endgültig 
auszurotten, vollzogen die Werktätigen die tiefgrei­
fendste sozialökonomische Umwälzung in der Ge­
schichte des deutschen Volkes: Die Enteignung der 
Monopolbourgeoisie und die Umwandlung ihres 
durch Ausbeutung, Kriegsgewinne und Raub ange­
häuften Besitzes in Volkseigentum. Durch die.Ent­
eignung der Kriegs-und Naziverbrecher gelangten 
alle Betriebe der imperialistischen Monopole, die 
gesamte Schlüsselindustrie, in das Eigentum des 
Volkes. Die Arbeiterklasse erkämpfte sich damit 
neue Positionen im Ringen um die Eroberung der 
politischen Macht, für die Errichtung eines demo­
kratischen Friedensstaates.

Vereinte Arbeiterklasse gab die Kraft

Die Vereinigung von KPD und SPD zur Sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands am 21. und 
22. April 1946 in Berlin verlieh der Arbeiterklasse die 
Kampfkraft, um die entscheidende Auseinanderset­
zung der antifaschistisch-demokratischen Kräfte 
mit den aggressivsten Kreisen der Monopolbour­
geoisie führen zu können. In den Grundsätzen und 
Zielen der SED, ihrem ersten Parteiprogramm, for 
derte die geeinte Arbeiterpartei: „Beseitigung der 
kapitalistischen Monopole, Übergabe der Unter­
nehmungen der Kriegsschuldigen, Faschisten und 
Kriegsinteressenten in die Hände der Selbstverwal­
tungsorgane."

Der Parteivorstand der SED schlug allen antifaschi­
stisch-demokratischen Kräften vor, gemeinsam ge 
gen die Schuldigen an Faschismus und Krieg vorzu­
gehen und in den Sequesterkommissionen, die bei 
den staatlichen Organen gebildet worden waren, 
ehestens zusammenzuarbeiten. Diese Kommissio­
nen waren demokratische Machtorgane. In ihnen 
wirkten Vertreter aller Parteien und der demokrati­
schen Massenorganisationen. Sie trugen belasten­
des Material über die Kriegsverbrecher und Nazis 
zusammen und stellten im engen Kontakt mit Ge­
werkschaftsleitungen und Betriebsräten die Listen 
der zu enteignenden Betriebe auf.
Auf die Liste A kamen Betriebe, die entschädi­
gungslos enteignet werden sollten. Jene Eigentü­
mer, deren Schuld geringer wog, sollten ihre zeit­
weilig beschlagnahmten Betriebe zurückerhalten. 
Diese wurden auf die Liste B gesetzt. In einer Liste 
C wurden Betriebe zusammengefaßt, über die die 
sowjetische Besatzungsmacht entschied, weil sie 
als ausgesprochene Rüstungsbetriebe den Repara­
tionsbestimmungen des Potsdamer Abkommens 
unterlagen. Außerdem verzeichnete diese Liste sol­
che Betriebe, deren Überprüfung noch nicht abge­
schlossen war.
Bei der Aufstellung der Listen kam es zu starken 
ideologischen Auseinandersetzungen. Erich Hon­
ecker, in jenen Jahren Vorsitzender des Zentralra­
tes der FDJ, schrieb in seiner Autobiographie „Aus 
meinem Leben": „Ich entsinne mich noch gut der 
heftigen Auseinandersetzungen mit monopolkapita­
listischen Kräften und rechtsopportunistischen Füh­
rern in den Westzonen sowie reaktionären Politi­
kern bei uns. Mit allen erdenklichen Mitteln trachte­
ten sie danach, den Volksentscheid zu verhindern 
oder zu stören. Weil sie ein eindeutiges Votum des 
Volkes gegen Imperialismus, Faschismus und Krieg 
fürchteten, erfanden sie die unsinnigsten Parolen. 
So faselten sie, es werde jedes Privateigentum be­
droht, die hohe Organisation der Wirtschaft zer­
stört, Handwerk und Gewerbe vernichtet, und ein 
Chaos sei unvermeidlich."
Und Werner Eggerath, 1946 einer der paritätischen 
Vorsitzenden der SED-Landesorganisation von Thü-
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